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UNO Organisation der Vereinten Nationen

SiK-SR Sicherheitspolitische Kommission des Standerates
GPK Die Geschaftsprifungskommissionen

SiK-NR Sicherheitspolitische Kommission des Nationalrates
RK-NR Kommission flr Rechtsfragen des Nationalrats

EU Europaische Union

EZV Eidgendssische Zollverwaltung

SVS Sicherheitsverbund Schweiz

StGB Schweizerisches Strafgesetzbuch

BKP Bundeskriminalpolizei

Al Amnesty International
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CdG Les Commissions de gestion

CPS-CN Commission de la politique de sécurité du Conseil national
CAJ-CN Commission des affaires juridiques du Conseil national
UE Union européenne

AFD Administration fédérale des douanes

RNS Réseau national de sécurité

CP Code pénal suisse

PFJ Police judiciaire fédérale

Al Amnesty International
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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung
Rechtsordnung

Jahresriickblick 2019: Rechtsordnung

Die innere und aussere Sicherheit der Schweiz war der Themenkomplex des Kapitels
Rechtsordnung, der im Jahr 2019 - gemessen an der Anzahl Zeitungsartikel in den
jeweiligen Bereichen - deutlich am meisten Medienaufmerksamkeit generierte. Es
stand zum einen die Frage im Raum, wie die Schweiz mit Schweizer Dschihadistinnen
und Dschihadisten - sowohl mit den in die Schweiz zurtckgekehrten als auch mit den
im Ausland verbliebenen - umgehen sollte. Wéhrend im Februar das erste
Gerichtsurteil gegen Schweizer Dschihad-Rickkehrende, zwei minderjahrige
Geschwister aus Winterthur, ausgesprochen wurde, verkiindete der Bundesrat im Marz,
Schweizer IS-Kémpferinnen und -Kéampfer nicht aktiv in die Schweiz zurlckholen zu
wollen, sondern sie vor Ort der Strafverfolgung zu Uberlassen. Zum anderen erhitzte die
Debatte darlber, ob die Schweiz auslandische Dschihadistinnen und Dschihadisten
auch in Folterstaaten ausliefern sollte, die Gemuter. Hier trafen mit der &6ffentlichen
Sicherheit in der Schweiz und der Wahrung der Grundrechte (insbesondere des aus
dem zwingend-vélkerrechtlichen Folterverbot abgeleiteten Non-Refoulement-Gebots)
zwei gewichtige Rechtsglter frontal aufeinander. Wahrend das Parlament der
offentlichen Sicherheit mehr Gewicht beimass und die entsprechende Motion (Mo.
16.3982) an den Bundesrat Uberwies, bleibt abzuwarten, wie der Bundesrat dieser
Forderung nachkommen wird, ohne das zwingende Vélkerrecht zu verletzen.

Zur Starkung der 6ffentlichen Sicherheit widmete sich der Bundesrat im Jahr 2019 auch
weiterhin der Terrorismuspravention im Inland. So unterbreitete er dem Parlament mit
den Botschaften zum Bundesgesetz Uber polizeiliche Massnahmen zur Bekampfung des
Terrorismus (PMT) sowie zum Bundesgesetz Uber Vorlauferstoffe fiir explosionsfahige
Stoffe zwei weitere grosse Projekte zur Umsetzung der Strategie der Schweiz zur
Terrorismusbekampfung. Mit dem Vorlauferstoffegesetz soll der Zugang zu bestimmten
chemischen Substanzen erschwert werden, die durch Missbrauch gravierenden
Schaden verursachen kénnen. Damit soll verhindert werden, dass Terroristinnen und
Terroristen diese Stoffe zur Herstellung von Sprengstoff einfach in der Schweiz
beschaffen kénnen, wéhrend ihr Handel in der EU strenger reglementiert ist. Das PMT
soll derweil der Polizei neue Instrumente zum Umgang mit terroristischen
Gefahrderinnen und Gefahrdern an die Hand geben, die vor, nach oder erganzend zu
einem Strafverfahren angewandt werden kénnen. Um die Gefédhrdung durch
radikalisierte Personen zu mindern, sollen diese vom terroristischen Umfeld
ferngehalten, an der Ausreise in ein Konfliktgebiet gehindert sowie, wenn nétig, in
ihrem Bewegungsradius eingeschrankt werden.

Eine weitere wichtige Vorlage im Bereich der inneren Sicherheit war 2019 zweifellos die
Ubernahme der EU-Waffenrichtlinie und die damit einhergehende Verscharfung des
Schweizer Waffenrechts. Auf das im Januar zustande gekommene Referendum folgte
ein mehrmonatiger, emotionaler Abstimmungskampf, der die Medienberichterstattung
in den fur das Kapitel Rechtsordnung relevanten Themen in der ersten Jahreshalfte
dominierte. Wahrend flr die Beflrworterseite klar war, dass die - bereits mit einer
Ausnahmeregelung fur die Schweiz versehene und daher insgesamt moderate -
Richtlinie Ubernommen werden musse, um die Schweizer Mitgliedschaft bei
Schengen/Dublin  nicht zu gefdhrden, sah die Gegnerschaft durch das
«Entwaffnungsdiktat der EU» - so ihr Slogan - die Schweizer Freiheit und Identitat
substanziell bedroht. Am 19. Mai 2019 stimmte das Schweizer Stimmvolk der Ubernahme
der EU-Waffenrichtlinie mit 63.7 Prozent (bei einer Stimmbeteiligung von 43.9%)
schliesslich deutlich zu. Gemaéss der nachfolgenden VOTO-Analyse fusste der Vorsprung
des BeflUrworterlagers vor allem auf jenen Stimmberechtigten, die eine Verscharfung
des Schweizer Waffenrechts zwar nicht unbedingt fur notwendig hielten, aber
Schengen/Dublin nicht aufs Spiel setzen wollten.

Ein weiteres 2019 lanciertes Referendum richtete sich gegen das E-ID-Gesetz, das im
September von den eidgendssischen Raten verabschiedet worden war.
Hauptkritikpunkt am neuen Gesetz war, dass die E-ID von privaten Anbietern und nicht
vom Staat herausgegeben werden soll. Das Referendumskomitee um die «Digitale
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Gesellschaft» und die Kampagnenplattformen «Wecollect» und «Campax>», unterstitzt
von der SP und den Grunen, begann im Oktober mit der Unterschriftensammlung.
Weitere grosse Gesetzgebungsprojekte, die 2019 vorangetrieben wurden, sind die
Totalrevision des Datenschutzgesetzes, die Revision des Erbrechts und die Anpassung
der Strafprozessordnung.

Im Bereich Strafrecht erlangte Uberdies der Fall «Carlos», sechs Jahre nach seinem
Bekanntwerden, wieder die volle Aufmerksamkeit der Medien. Im Herbst musste sich
«der wohl bekannteste junge Straftater der Schweiz», wie ihn die NZZ betitelte, vor
dem Bezirksgericht Dielsdorf (ZH) fir 29 im Justizvollzug begangene Straftaten
verantworten. Damit wurde, so der Tenor in der Presse, der Offentlichkeit einmal mehr
vor Augen gefuhrt, dass «Carlos» die Strafvollzugsbehdrden Gberfordere. Das Urteil sah
fir «Carlos» eine mehrjahrige Freiheitsstrafe vor, die jedoch zugunsten einer
stationdren therapeutischen Massnahme aufgeschoben werden sollte (sog. «kleine
Verwahrung»); alle finf Jahre wird Uberprift werden, ob die Therapie angeschlagen hat
oder ob eine Verlangerung der Massnahme nétig ist. Im Vorfeld sowie im Nachgang des
Verfahrens wurde der Skandal, den das Bekanntwerden von «Carlos» im Zurcher
Justizvollzugswesen ausgeldst hatte, noch einmal aufgerollt und die Mitschuld der
Medien an der nicht enden wollenden Misere diskutiert.

Das zentrale Thema im Bereich der Grundrechte war auch 2019 das Verhiillungsverbot.
Mit der Botschaft zum Bundesgesetz Uber das Gesichtsverhillungsverbot unterbreitete
der Bundesrat dem Parlament im Marz seinen Gegenvorschlag zur Volksinitiative «Ja
zum Verhullungsverbot». Die eidgendssischen Rate schlossen sich fur die im
kommenden Jahr anstehende Abstimmung den Empfehlungen des Bundesrates an und
pladierten fur die Ablehnung der Initiative und die Annahme des Gegenvorschlags. '

Aussere Sicherheit

In seinem Bericht iiber die Rolle und den zukiinftigen Bestand des Grenzwachtkorps
in Erfullung eines entsprechenden Postulats der SiK-NR zeigte sich der Bundesrat zwar
Uberzeugt davon, dass das Grenzwachtkorps mit zusétzlichen personellen Mitteln
zusatzliche Leistungen fur die Sicherheit der Schweiz erbringen kénnte, wies jedoch
auch darauf hin, dass die finanzpolitischen Rahmenbedingungen - insbesondere das
Einfrieren des Stellenbestandes bei der Bundesverwaltung auf dem Niveau von 2015 -
eine solche Aufstockung derzeit nicht zuliessen. Angesichts der Migrationsbewegungen
Uber die Mittelmeerroute, des anhaltenden Kriminaltourismus und der latenten
Terrorgefahr bleibe das Sicherheitsumfeld in absehbarer Zeit herausfordernd. Diese
Gefahren koénnten jedoch nur partnerschaftlich in internationaler Kooperation
bewaltigt werden und zur Unterstitzung der européischen Grenzschutzagentur sei die
EZV gemass den Vorgaben der politischen Behérden durchaus in der Lage. In einer
ausserordentlichen Lage stehe zudem die Armee bereit, Unterstitzung zu bieten, wenn
auch deren Einsatz nicht zum Regelfall werden sollte. ?

Strafrecht

Fir einiges Aufsehen sorgten Berichte von Amnesty International (Al) und des UNO-
Komitees gegen die Folter Uber die Haftbedingungen in der Schweiz. Im ersten Bericht
wurde Uber Misshandlungen von Auslandern wahrend der Polizeihaft namentlich in
Genf berichtet. Im zweiten wurde gefordert, den von der Polizei Festgenommenen
sofortigen Kontakt mit Angehdrigen und Anwalten zu garantieren. Folter im Sinn der
internationalen Konventionen kommt nach dem Urteil der UNO-Kommission in der
Schweiz nicht vor. Namentlich der Bericht von Al, der nicht von der Schweizer Sektion,
sondern von der Londoner Zentrale aufgrund von nicht Uberpriften Zuschriften von
angeblich Misshandelten verfasst worden war, blieb nicht unwidersprochen. Dass es bei
Festnahmen nicht immer gewaltfrei zugeht, wurde zwar auch von der Polizei
zugegeben, Misshandlungen wirden aber, sofern eine Beschwerde vorliege, untersucht
und disziplinarisch geahndet. Der Bundesrat rdumte in seiner Stellungnahme zu einem
im Vorjahr publizierten Inspektionsbericht des Europaischen Komitees gegen die Folter
ein, dass in einem Teil der Polizeigefangnisse die raumlichen Verhéltnisse
unbefriedigend sind. ®
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Offentliche Ordnung

Im September 2015 legte der Bundesrat dem Parlament seinen Bericht in Erflllung
eines Postulats der SiK-SR zu den Umsetzungsmaoglichkeiten der Standesinitiative
14.305 vor. Der Kanton Bern hatte mit der Initiative verlangt, die Internetadressen der
Organisatoren von Demonstrationen und Grossanladssen zu verdéffentlichen. Im Bericht
kam der Bundesrat zum Schluss, dass - unter Berlcksichtigung des
Subsidiaritatsprinzips - das Anliegen der Standesinitiative am besten durch eine
interkantonale Vereinbarung umgesetzt wirde. Er unterstrich jedoch erneut, dass aus
seiner Sicht eine praventive Veroffentlichung der Personendaten von Organisatoren
nicht verhaltnismassig sei. Der Standerat schrieb das Postulat im Sommer 2016 ab. *

Kriminalitat

Im Oktober 2017 legte der Bundesrat dem Parlament seinen Bericht
«Bedrohungsmanagement, insbesondere bei hauslicher Gewalt» vor, mit dessen
Ausarbeitung er vom Nationalrat durch die Annahme eines Postulates Feri (sp, AG)
beauftragt worden war. Im Bericht hielt der Bundesrat fest, dass sich die Koordination
zwischen den Kantonen auf polizeilicher Ebene bewéhrt habe und forderte die Kantone
auf, ihre Zusammenarbeit und den Datenaustausch im Bereich der hauslichen Gewalt
zu verstarken. Weiter empfahl er, die Ausbildung von Fachpersonen zum
Risikomanagement vermehrt interkantonal zu organisieren und bot dazu
Ausbildungshilfe an. Vorgaben zur Ausgestaltung des Bedrohungsmanagements seitens
des Bundes seien dagegen zurzeit nicht angezeigt. Der Nationalrat schrieb das Postulat
im Sommer 2018 als erfullt ab. ®

Polizei

Die Geschéftsprifungskommission des Standerates legte einen Bericht zur
Einsatzgruppe Tigris vor, einer kleinen Einheit von 14 Personen, die in einem eng
definierten Bereich gerichtspolizeiliche Aufgaben der Bundeskriminalpolizei (BKP)
Ubernimmt, aber keine Interventionsgruppe analog zu den kantonalen Elite-
Eingreiftruppen ist. Gestutzt auf ihren Bericht empfiehlt die stdnderatliche GPK den
Entwurf eines Bundespolizeigesetzes. In seiner Stellungnahme zum GPK-Vorschlag
verweist der Bundesrat auf die laufende Vernehmlassung des Bundesgesetzes iiber
polizeiliche Aufgaben des Bundes (PolAG). Dieses stiess allerdings auf teilweise massive
Kritik. Zwar wurde die Idee der Vereinheitlichung geltenden Rechts begrusst,
insbesondere die Erméglichung der Sammlung von Personendaten zwecks Erkennung
und Bekdmpfung des organisierten Verbrechens wurde aber beanstandet. Ein weiteres
Problem stellt die Zusammenarbeit zwischen Grenzwacht und Polizei dar. Im Rahmen
des Schengen-Abkommens Ubernimmt das Grenzwachtkorps immer haufiger auch
polizeiliche Aufgaben, was nicht nur in Polizeikreisen auf Kritik stésst. ©

In seinem Geschaftsbericht 2013 hatte der Bundesrat unter anderem Uber die
Aufgabenerfiillung und den Personalbedarf beim Grenzwachtkorps berichtet. Er war
damit der Forderung eines im Dezember 2013 vom Stadnderat angenommenen
Postulates der SiK-SR nachgekommen. Der Stdnderat zeigte sich zufrieden und folgte
im Sommer 2015 dem Antrag des Bundesrates, das Postulat abzuschreiben. ’

In ErfUllung des Postulats 13.4011 der RK-NR, das auf die Petition «Stopp der Gewalt
gegen die Polizei» des Verbands Schweizerischer Polizeibeamter zurlickging,
veroéffentlichte der Bundesrat Ende 2017 einen Bericht iiber den besseren
strafrechtlichen Schutz der Staatsangestellten vor Gewalt. Darin setzte er die
wahrgenommene Zunahme an Gewaltbereitschaft und Abnahme an Respekt gegenuber
Reprasentantinnen und Reprasentanten der Staatsgewalt mit einem allgemeinen
gesellschaftlichen Wertewandel in Verbindung und bedauerte, dessen vielfaltige
Ursachen nicht in einem Postulatsbericht ergriinden zu kénnen. Dennoch sei sich der
Bundesrat seiner Verantwortung bewusst und setze alles daran, um Gewalt an
Staatsangestellten zu verhindern. Aufgrund der fdoderativen Kompetenzverteilung
verflge er jedoch nur Uber einen eingeschrankten Handlungsspielraum, den er mit den
beiden StGB-Revisionsprojekten zur Anderung des Sanktionenrechts und zur
Harmonisierung der Strafrahmen derzeit ausgeschopft habe. Der Schutz der
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Staatsangestellten konnte darlber hinaus aber in drei Bereichen ausserhalb des
Strafrechts verbessert werden, so das Fazit: erstens Uber die Verstarkung der
gesellschaftspolitischen Gewaltpravention durch gezielte Offentlichkeitsarbeit und
entsprechende Sensibilisierungsmassnahmen, zweitens Uber wissenschaftliche,
statistische Analysen, die den zurzeit fehlenden, liickenlosen Uberblick (iber die
gesamtschweizerische Situation bieten kdnnten und drittens Uber organisatorische und
baulich-technische Massnahmen fir ein strategisches Risikomanagement der
Verwaltungsstellen.

Landesverteidigung

Landesverteidigung und Gesellschaft

Le Réseau national de sécurité (RNS) a demandé une étude portant sur I’évolution
récente des effectifs des forces de sécurité tant privées que publiques. D'aprés les
conclusions, environ 70 % des actifs de la sécurité dépendent du secteur public et 30
% relévent du secteur privé. Les forces de sécurité (sans I'armée) ont progressé, entre
2011 et 2016, de 11.5% alors que la population résidente a augmenté de moitié (5.8%).
Les effectifs privés ont cru plus rapidement que ceux du secteur public. Entre 2011 et
2018, les forces de police cantonale, communale et fédérale augmentent de 14.7 %.
Cette hausse s'explique par la croissance de la population, la nécessité d'une présence
24h/24h dans les espaces urbains et la multiplication de grands événements. Au niveau
cantonale, la densité policiere est plus importante dans les cantons frontieres et les
cantons villes. ?
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